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Diese Maßnahme tritt nicht früher in 
Kraft~ als sie nicht die Genehmigung des 
Alliierten Rates erhalten hat. 

Regierungsvorlage. 

Bundesverfasslingsgesetz vom 
1946 über die Verfassungs- und Verwa:ltungs­
gerichtsbarkeit (Verfassungs- und Verwal-

-. tungsgerichtsbarkeits-Novelle 1946). 

Der Nationalrat 'hat beschlosse!l: 

Artikel I. 

Das Sechste Hauptstück des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes 1929 "Garantien -der V.erfassung 
und Verwaltung. A. VerwaItungsgerichtshof." 
wird abgeändert und hat zu lauten: 

"A r t i k el 129. Zur Sicherung der Gesetz­
mäßigkeit der gesamten öffentlichen Verwaltung 
ist der Verwaltungsgerichtshdf ,in Wien berufen. 

Art i k e I 130. (1) Der Verwaltungsgericht5-
hof 'erkennt über Beschwerden, womit Rechts­
widrigkeit von Bescheiden der Verwaltung~be­
hör den oder Verlet·zung der Entscheidungs­
pflichtder Verwaltungsbe:hörden :behauptet wird. 

(2) Rechtswidriigkeit kann nicht vorlieg.en, so­
weit die Gesetzgebung von einer bindenden 
Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehörde 
absi.eht und die Bestimmung dieses Verhaltens 
der Behörde selbst überläßt, die Behörde' aber 

-' von diesem freien Ermessen im Sinne des Ge­
setzes Gebrauch gemacht hat. 

Art i ke I 131. (1) Gegen den Bescheid einer 
Verwaltungsh'e:hör'de kann nach' .Erschöpfung des 
Instanzenzuges wegen Rechtswid6gikeit Be­
schwerde erheben: 

1. wer durch den Besdleid in seinen Rechten 
verletzt zU J s.ilin behaupt.et; , 

2. inden Angelegenheiten der Artikel 11 und 
12 aum der zuständige Bundesminister. 

(2) Unter welchen Voraussetzungen aum in 
anderen als den in Abs. (1) angeführten Fällen 
Beschwerden gegenlBescheide von Verwaltungs­
behörden wegen Rechtswidr.i.gkeit zulässig s,ind, 
wird in den die einzelnen Gebiete der Verwal­
tung regelnden Bundes- oder Landesgesetzen 
bestimmt. 

Art i k e I 132. Beschwerde wegen Verletzung 
der Entscheidungspflicht kann erheben, wer 1m 

Verwaltungsverfahren als Partei' zur Geltend­
machung der Entsmeidungspflimt berechtigt 
war. 

Art i k e I' 133. Ausgesmlossen von der Zu­
ständigkeit des Verwaltungsgerichrshofes sind: 

1. die Angelegenheiten, die zur Zustlindigkeit 
des Verfassungsgerichtshofes gehören; 

2. die Disziplinarangelegenheiten der Ange­
stellten des Bundes, der Länder, der Bezirke und 
der Gemeinden; 

3. die Angelegenheiten des Patentwesens; 

4. die Angelegenhe,iten, über die in oberster 
Instanz die Entscheidung einer Kollegialhehörde 
zusteht, wenn nam dem di,e Einrimtung dieser 
Behörde regelnden Bundes- oder Landesgesetz 
unter den Mitgliedern sich wenigstens ein Rim­
ter befindet, auch die übrigen' Mitglieder in Am­
übung dieses Ams,es an keine Weisungen gebun­
den sind, die Bescheide der Behörde nicht der 
Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungs­
weg unterliegen und nimt, ungeadltetdes Zu­
treffens dieser ß.edingungen, die Anrufung "des 
Verwaltungsgerichts'hofes ausdrücklim fürw­
lässig erklärt ist. 

Art ik e 1 134. (1) Der Verwaltungsgerichtshof 
besteht aus einem Präsidenten, einem Vizeprä­
sidenten und der erforderlich.en Zahl von son­
stigen Mitglidern (Senatspräsident·en und Räten). 

(2) Den IPräsidenten, den Vizepräsidenten und 
die übrigen 'Mibglieder des Verwaltungsgerimts­
hofes ernennt der Bundespräsident auf Vorschlag 
der Bundesregierung. Di·e Bundesregi,erung er­
stattet ihre Vorschläge, 'Soweit es sich nimt um 
die Stelle des Präs,identen oder des Vizepräsiden­
ten, handelt, au'f Grund von Drei,ervorschlägen 
der Vollversammlung des Verwalt,ungsgerimts­
hofes. 

(3) Alle Mitglieder des Verwaltung·sgerichts­
hofes müssen die rechts- und staatswissensmaft­
lichen Studien vollendet und bereits durch min­
destens zehn Jahre' eine Berufsstellung bekleidet 
haben, für die .die Vollendung dieser Studien 
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vorgeschrieben ist. Wenigstens Ider ·dritte Teil 
der Mitglieder muß die Befähigung zum Richter­
amt haben, wenigstens der vierte Teil soll aus 
Berufsstellungen in den Ländern, womöglich aus 
dem Verwaltungsdienst der Länder, entnommen 
werden. 

(4) Dem Verwaltungsgerichtshof können Mit­
glieder der Bundesregierung, einer Landesregie­
rung oder ·einies allgemeinen Vertretungskörpers 
niCht angehören; für Mitglieder der allgemeinen 
VertretungSikörper, die auf eine bestimmte Ge­
setzgebungs- oder 'Funktionsperiode gewählt 
wurden, dauert die Unvereinbarkeit auch bei 
vorzeitigem Verzicht aUlf das Mandat bis zum Ab-' 
lauf der GesetzgelJungs- oder Funktionsperiode 
fort. 

(5) Zum Präsidenten oder Vizepräsidenten des 
Verwaltungsgerichtshofes kann nicht bestellt 
werden, wer 'eine der im Abs. (4) bezeichneten 
Funiktionen in den letzten vier Jahren bekleidet 
hat. 

(6) Alle Mitglieder des Verwaltungsgerichts­
hof,es sind berufsmäßig ang,estellte Richter. Die 
'Bestimmungen .des Aroikels 87, Abs. (1) und (2), 
und des Artikels 88, Abs. (2), finden auf sie An­
wendung. Am 31. Dezember des Jahres, in dem 
sie das 65. Lebensjahr vollenden, treten die Mit­
glieder des Verwaltungsg.erichtshofes kraft Ge­
setzes inden dauernden Ruhestand. 

Artikel 135. Der Verwaltungsgerichtshof 
erkennt in Senaten. 

Art,j k e I 136. Die näiheren Bestimmungen 
über Einrichtung, Aufgabenkreis und V,erfahren 
des Verwaltung'Sgericht5lhofes enthält ein beson­
deres Bundesgesetz." 

Artikel 11. 

Artikel 137 des Bunldes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 hat zu lauten: 

"Der Verfassungsgerichtshof erkennt über vcr­
mögensrechtliche Ansprüche an den Bund, die 
Länder, die Bezirke, die Gemeinden und Ge­
meindeverbände, die weder im ordentlichen 

Rechtsweg aus'zutragen, noch durch Besche.id' 
eliler Verwaltungsbehörde zu erledigen sind." 

Artikel m. 
'(1) Bis zum, können im Weg 

der einfachen Bundesgesetzgebung Ausnahmen 
von der in Artikel 134, Abs. (6), des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und 
in der :Fassung des Artikels I dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes festgesetzten Altersgrenze getroff~n 
-werden. Das Bundesgesetz vom 1. Februar 1946; 
B. G. BI. Nr. 57, Jbetreff·end die Altersgrenze der 
Mitglü';der des Verwaltungsgerichtshof.es, gilt als 
Bundesges.etz im Sinne dieses Absatze~ mit der 
Maßgabe, daß seine Wirksamkeit bis zum 31. De­
zember 1947 erstreckt wird. 

(2) Das Gesetz vom 12.' Oktober 1945, St. G. 
BI. Nr. 208, über die Einrichtung, den Aufg:tben­
kreis und das Verfahren eies Verwa:ltungsgerichts­
hofes (yerwaltungsgerichtshofgesetz -'- VwOG.) 
,in der Fassung des Bundesges·etzes vom 

1946, B. G. BI. Nr. , gilt als Bundes-
gesetz im 'sinne des Artikels 136 des ·Bundes-Vere 
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und 
inder Fassung des Artikels I dieses Bundesver­
fassungsges;etzes. 

Artikel IV. 

Soweit nach Artikel 137 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in ,der Fassung von 1929 und in 
der Fassung dieses Bundesverfassungsgesetzes Zu­
ständigkeit~n vom Verwaltungsg.eri.chtshof auf 
den Verfassungsgerichuhof übergehen, hat der 
Verwaltungsg.erichtshof die bei ilhm anhängigen 
Fälle nachdem 1946 unverzüglich 
7an den Verfassungs gerichtshof ahzutreten. Die 
Beurteilung, ob die in Betracht kommenden Kla­
g,en rechtzeitig eingebracht sind, richtet sich 
nach den bisherigen Bestimmungen über die be­
züglichen Fristen beim Verwaltungsge!'ichtshof. 

Artikel V. 

Mit der Vol'lziehung dieses BUrideSlverfassungs­
gesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen. 

Die "Vorläufige Verifassung" hat anläßlich 
der Wiederherstellung der Verwaltungs­
g,erichtsbarkeit die Methode gewäh'l1, ver­
fassungsrechtlich Leitgrundsätze festzu­
legen, alles andere dagegen der Ausführungs­
gesetzgebung zu überlassen. Das in Aus­
führung dieser Grundsätze ergangene VeT­
wa'ltungsgerichtshofgesetz vom 12. Oktober 
1945, ,st.'G.IBl.. NI'. 208, hatte im Wege der 
ein fa c h enG e set z g e b u n g dement­
,sprechende Bestimmungen treffen Ikönnen, 
die mit den Bestimumngen des inzwischen 
wieder in vollem Umfang anwendbar gewor­
denen Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung v'Ün 1929 zum Teil in Widerspruch 
stehen. Das Bundes-VerfassungsgBsetz hatte 
im Gegensatz zur Vorläufigen Verfassung 
Bestimmungen über die V'erw,altungsgerichts­
barkeit iVerfassungsrechtlichen ChaNlkter bei­
gelegt, die, ,systematisch richtig, lediglich die 
Ausführung ·einer verfassungsrechtlichen 
Norm dars1ellen. ,Gewisse Bestimmungen d,es 
Verwaltungsgerichtsihofgesetze:s 1945 - eines 
einfachen Gesetzes - 'stehen deshalb in 
W~dBrspruchzu den Bestimmungen des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929.' 

,Hiezu zählen die Bestimmungen des V'er­
waltungsgerichtshofgesetzes 1945 hinsichtlich 
der sogenannten Säumnisbeschwerde und 
der Entscheidung durch verstärkt'e Senate 
an. Stelle vün IFachgruppen.· 

Zur ISäumnisbeschwel'de: Während das 
Bundes-V erfas,sungsgesetz in ,der Fassung 
von 1929 nur die IAnfechtung vün Bescheid'en 
wegen RecMsrwidrigkeit kennt, ,sieht § 19 des 
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1945 die 
Annlfung des V'erwaltungsgerichtshofes auch 
dann vor, wenn eine Behörde ihrer gesetzlich 
bestehenden Ent,scheidung,spflicht nicht nach­
kümmt.Diese Säumnis beschwerde hat sich 
in der Praxis sehr bewährt. -Sie soll ,deshalb 
auch bei vollet~Wiederanwendung des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 beibehalten werden. 

Zu den verstärkten ,senaten: Nach den 
Bestimmungen des Verwaltungsgerichtshof­
gesetzes haben über besonders schwierige 
oder 19rundsätzliche iRechtsfragen sügenannte 
verstärkte Senate' zu erkennen. Dliese Mög­
lichkeit ist der Verfassung von 1929 nicht 

." 

bekannt. Sie hat an deren Stelle das prak­
tisch nicht sehr bewährte .Institut der Fach­
gruppen geschaffen, die aus Mitgliedern von 
Senaten bestehen, die für Rechtssachen 
ähnlicher Natur zuständig sind. Diesüge­
nannten verstärkten Senate sollen weiter 
beibehalten werden. 

Aus Anlaß der Beseitigung dieser ver­
fassungsrechtlichen Unstimmigkeiten süll 
eine IweRere sachliche Bereinigungvorge-
nommen werden. . 

Die Verfas'sungsnovelle von 1929 hat d'em '. 
V eI"\valtungsgerich tshof auch die Entschei­
dung über Klagen vermögensrechtlicher 
Ansprüche aus dem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis und sonstige Klagen ver­
mögensrechtlicher Art gegen den Bund, die 
Länder, Bezirke und Gemeinden, ,soweit der 
ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen, !war, 
überwiesen. Ansprüche aus dem öff·entlich­
rechtlichen Di'Elnstverhä~tnis wahuweise durch 
Beschwerde oder Klage geltend zu machen, 
er,scheint vom 'Gesichtspunkt des Aufbaues 
der äslerreichischen Verwaltung system­
widrig. Solche Ans1prüche sind nach allge­
meinen Bestimmungen im verwaltungsmäßi­
gen Instanzenzug geltend zu mache,n und­
durch Bescheid zu erledigen. Rechtsrichtig 
ist de,shalb auch in diesen .Fällen die 
Beschwerde an den Verwaltungs gerichtshof 
genau so eingeräumt wie in 'allen anderen 
Fällen, in denen der Verwaltungsgerichtshof 
aus dem Titel der Rechtswidrigkeit eines 
Bescheides angerufen wird. Eine Sonder­
kompetenz zu begründen, entspricht nicht 
der :Systematik~ Wenn man sülche Ansprüche 
mittels Beschwerde geltend machen kann, 
bleibt, wie Lehre und Praxis seit langem 
richtig erkannt haben, für ihre tDurchs-etzung 
durch Klage keine Berechtigung. Man Süll 
,deshalb diese ,Ansprüche vermagensrecht­
lieher Art, <Soweit sie weder im ordentlirehen 
Rechtsweg auszutragen n'Och durch Be'3cheid 
einer Verwaltungsbehörde zu erledigen sind, 
dem Verfassungsgerichtshüf zuwei,sen,' der 
hiefür das kompetente Forum ist. 

Der 'Entwurf wählt in rechtstechnischer 
Hinsicht Iden Weg, diese ,verfassungsrechtlich . 
not'wendigen Bereinigungen in der Form 
durchzuführen, daß das VI. Hauptstück des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 hinsichtlich ,des Teiles "Ver~ 
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waltungsgerichtshof" in formeller Hinsicht 
neu gefaßt wird, oihne daß aber in materiell­
rechtlicher Hinsicht, abgesehen von den vor­
stehend ausgeführten drei Änderungen, 
Ab~eichungen von dem System des 
Abschnittes Verwaltungsgerichts barkeitein­
treten. Der Vortreil der vorgeschlagenen 
Regelung ist eine viel größere Klarheit und 
übersichtlichkeit. Klarheit über das Recht 
ist aber die erste Forderung, die das Volk 
an den Gesetzgeber steHen kann. 

Im einzelnen ist zu dem Entwurf zu 
bemerken: 

. Im Aufbau hält er sich an die seinerzeit 
bei EinHihrung der Verwaltungsgerichtsbar­
keit in österreich und dann neuerdings in 
der Vorläufigen Verfassung festgelegte Iregi­
stische !Methode, in die Verfassung nur die 
Leitgrundsätze aufzunehmen. 

Artikel I enthält in dem neu gefai3ten 
Artikel 130 die Möglichkeit der Säumnis­
beschwerde. Die übrigen Bestimmungen 

- -----------------------------

dieses Artikel>s entsprechen dendiesbezügli­
chen Bestimmungen des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929.in 'Seiner 
ursprünglichen F:assung. 

Arti[wl n trägt dem Umstand Rechnung, 
die vermögensrechtlichen Ansprüche mittels 
Klagen gegen den rBundusw. in die Zustän­
digkeit des Verfassungsgerichtshofes zu 
überweisen. 

Durch die Bestimmung des Artikels HI, 
Abs. (1), soll die Möglichkeit eröffnet werden, 
im Fall einer für die Übergangszeit bestehen­
den Notwendigkeit Richter des Verwaltungs­
gerichtshofes auch nach Vollendung des 
65. Lebensjahres in' ihrer Tätigkeit zu 
belassen. 

Die Bestimmung des Artikels IV ist fine 
reine Übergangslbestimmung, die vorsorglich 
wegen des 'Überganges von rZuständigkeiten 
vom Verw,altungsgerichtshof auf den Ver­
fassungsgerichtshof aufgenommen worden ist. 
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